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1. Historische Voraussetzungen 
1.1. Gründungsidee: Theoriam cum praxi 
Die Kurbrandenburgische, bald Königlich Preußische Sozietät der Wissenschaf-
ten wurde 1700 gegründet. Nicht nur die Erfahrungen vorheriger Gründungen1 
wurden berücksichtigt, sondern deutlich neue Akzente gesetzt. Gottfried Wil-
helm Leibniz betonte den praktischen Nutzen: „Solche Churfürstliche Societät 
müste nicht auf bloße Curiosität oder Wissens-Begierde und unfruchtbare Expe-
rimente gerichtet seyn, oder bey der bloßen Erfindung nützlicher Dinge, ohne 
Application oder Anbringung beruhen, wie etwa zu Paris, London und Florenz 
geschehen, sondern müste gleich anfangs das Werck samt der Wissenschaft auf 
den Nutzen richten. ... Wäre demnach der Zweck Theoriam cum praxi zu verei-
nigen, und nicht allein die Künste und die Wissenschaften, sondern auch Land 
und Leute, Feld-Bau, Manufacturen und Commercien, und mit einem Wort die 
Nahrungs-Mittel zu verbessern.“2 Der Kurfürst und seine politischen Berater 
schrieben der Sozietät ins Stammbuch, dass auch die Pflege der deutschen Spra-
che, der Geschichte und die christliche und zivilisatorische Mission zu ihren 
Aufgaben gehören. Damit war die neue Sozietät viel breiter angelegt als alle an-
deren Akademiegründungen zuvor – erstmals wurde vom sonst üblichen Dua-
lismus der Akademien abgewichen und der Versuch unternommen, Natur- und 
Geisteswissenschaften unter einem Dach zu vereinigen.3 Alle später in Deutsch-
land gegründeten Akademien – 1751 Sozietät der Wissenschaften Göttingen, 
1759 Bayerische Akademie der Wissenschaften München, 1845 Sächsische Ge-
sellschaft der Wissenschaften zu Leipzig und 1909 Akademie der Wissenschaf-
ten Heidelberg – und auch die 1724 in Petersburg und 1847 in Wien geschaffe-
nen Einrichtungen übernahmen diese Struktur. 
Bis 1810 war die Berliner Akademie eine kleine, ungesicherte, von der Obrig-
keit abhängige, in ihrer Reputation äußerst schwankende, aber multifunktionale 
Institution in einer Stadt ohne Universität. Sie beherbergte den interdisziplinären 
Diskurs der Gelehrten, sie evaluierte und veröffentlichte die Forschungsergeb-
nisse ihrer Mitglieder und anderer Wissenschaftler, beriet die ihr eng vorgesetz-
ten Regierungen, sie repräsentierte, verteilte Reputation und war ein Knoten-
punkt internationalen wissenschaftlichen Austausches. Darüber hinaus erledigte 
sie manche praktische Aufgabe – zum Beispiel die Herausgabe von Kalendern, 
was zugleich ihre Haupteinnahmequelle war. Die Akademie betrieb aber auch 
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selbst Forschung in eigenen Einrichtungen, die wir heute Forschungsinstitute 
nennen würden. Ihr gehörten das Physikalisch-Mathematische Cabinett, die 
Sternwarte, das Chemische Laboratorium, das Mineralogische Cabinett, der Bo-
tanische Garten, das Zootomische Museum, die Zoologische Sammlung, das Ar-
chäologische Museum, die große öffentliche Bibliothek und eine besondere 
Handbibliothek. Den Forschungsstil prägte pragmatisches Denken, denn einen 
zweckfreien Wissenschaftsbegriff kannte man noch nicht: Anwendungsorientie-
rung der Erkenntnisse und deren Popularisierung zum Nutzen für Vaterland, 
Staat und Wohlfahrt standen im Vordergrund. Hauptziele waren die Sammlung 
von Quellen und die Durchführung von Experimenten zur Wahrheitserkenntnis 
im Sinne genauer Fakteneruierung. In der Überzeugung von Einheit und An-
wendbarkeit der Wissenschaften wurzelte ein fast enthusiastischer Fortschritts-
glaube, der durch die Vereinigung der besten geistigen Kräfte in der Akademie 
Realität werden sollte. Die Wirklichkeit der Akademie hinkte allerdings auch 
damals immer hinter der Idee her. 
 
1.2. Antiutilitarismus und Mitgliederparität 
Durch die Gründung der Berliner Universität 1810 und die sich in der Folgezeit 
durchsetzende Verknüpfung von Lehre und Forschung in der modernen Univer-
sität änderte sich die Konstellation. Ab sofort bestanden Akademie und Universi-
tät nebeneinander. Einerseits verlor die Akademie Funktionen und die eigenen 
Forschungseinrichtungen an die Universität4, die schnell einen rasanten Aufstieg 
in Größe, Einfluss und Reputation erlebte; andererseits bestand eine enge Ver-
flechtung, besonders personell. Fast alle Mitglieder der Preußischen Akademie 
waren auch Mitglieder der Berliner Universität. Für Mitglieder der Universität 
war es eine Auszeichnung, ein Zuwachs an wissenschaftlichen Handlungs- und 
Einflussmöglichkeiten und ein pekuniärer Vorteil, gleichzeitig der Akademie 
anzugehören. Die Akademie – nun eine reine Gelehrtengesellschaft – blieb ja 
„die höchste und letzte Freistätte [ursprünglich: Zufluchtsort] der Wissenschaft 
und die vom Staat am meisten unabhängige Corporation“ und sie sollte For-
schungsaufgaben übernehmen, die an der Universität nicht möglich waren: „Eine 
ihr ganz eigenthümliche Thätigkeit ausser ihren akademischen Arbeiten aber 
kann die Akademie auch durch Beobachtung und Versuche gewinnen, welche sie 
in systematischer Reihe anstellt.“5 Schon bald fand die Akademie wieder einen 
Weg, eigenständig Forschung zu betreiben. Pionierarbeit leisteten dabei die 
Geisteswissenschaftler. Anfang 1815 stellte Philipp August Böckh erstmals ei-
nen entsprechenden Antrag: „Der Hauptzweck einer Königlichen Akademie der 
Wissenschaften muss dieser sein, Unternehmungen zu machen und Arbeiten zu 
liefern, welche kein Einzelner leisten kann, theils weil seine Kräfte denselben 
nicht gewachsen sind, theils weil ein Aufwand dazu erfordert wird, welchen kein 
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Privatmann zu machen wagen wird.“6 Er schlug vor, ein Corpus aller antiken In-
schriften herauszugeben und mit den griechischen zu beginnen. Das Vorhaben 
wurde „…in Forschungsziel und -methode Vorbild einer Reihe gemeinschaftli-
cher Forschungsprojekte, mit denen die Preußische Akademie ihren Weltruf be-
gründete.“7 
Allerdings betrachteten nur die Geisteswissenschaftler die Möglichkeit ge-
meinschaftlicher Forschungsprojekte als die neue Chance für die Arbeit und die 
Existenzberechtigung der Akademie: „Die Akademie soll nicht zur Parade da 
sein, sondern sich grosse Aufgaben stellen und, in kleinere Gruppen getheilt, sie 
gemeinsam bearbeiten; nur dann hat sie ein Existenzrecht.“ Die Naturwissen-
schaftler sahen in solchen Gemeinschaftsarbeiten keine für sie geeigneten Ar-
beitsmöglichkeiten. Ihre Meinung war: „Die Akademie soll aus Gelehrten ersten 
Ranges bestehen, aus grossen, selbständigen Forschern, und ihre Einrichtungen 
sollen auf diese zugeschnitten sein.“8 Die Mitglieder stritten deshalb sehr heftig, 
ob die Akademie ihre Mittel für Gemeinschaftsvorhaben oder wie bisher für ein-
zelne Mitglieder bereitstellen sollte. Die Meinungsverschiedenheiten wurden 
zeitweise so groß, dass eine Spaltung der Akademie drohte. Die Einführung des 
dualen Akademiesystems nach dem Vorbild Frankreichs konnte um 1830 
schließlich nur verhindert werden, weil sich die Mitglieder auf eine künftige 
strenge Parität zwischen Geistes- und Naturwissenschaften an der Akademie ei-
nigten. Das betraf vor allem die Zahl der Akademikerstellen, aber auch die für 
die Forschung eingesetzten Mittel. Zu den bereits vorhandenen zwei Barrieren, 
die die Forschung an Akademien beträchtlich einschränkten – erstens die durch 
die Lebensstellung der Akademiemitglieder bei gleichzeitig begrenzter Stellen-
zahl geringe Flexibilität einer Akademie, und zweitens den nach der Universi-
tätsgründung zur Ideologie erhobenen Antiutilitarismus jedweder Akademietä-
tigkeit – war nun noch eine dritte hinzugekommen: Bei allen Entscheidungen 
musste die zum Grundsatz erhobene Parität zwischen Geisteswissenschaften und 
Naturwissenschaften beachtet werden. 
 
1.3. Verhältnis der Akademie zur Technik und den neuen Institutionen 
Seit dem späten 19. Jahrhundert änderte sich aber das Wissenschaftssystem dra-
matisch. Die Spezialisierung, die schon lange auf dem Weg war, beschleunigte 
sich noch einmal. Man sprach vom Anbrechen des Zeitalters der Naturwissen-
schaften und der Technik. Die Notwendigkeit organisierter Forschung entstand 
nun besonders in den Natur- und Technikwissenschaften. Damit stieg der Bedarf 
an Labors und Forschungsinstituten neuer Art, und ein neues Verhältnis von 
Wirtschaft und Staat, auch von Wirtschaft und Wissenschaft, bildete sich heraus. 
Der Anwendungsbezug der Wissenschaften trat in den Vordergrund. Die Wirt-
schaft interessierte sich immer stärker für einige Wissenschaften und umgekehrt 
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entstand das Bedürfnis der Finanzierung von Wissenschaft aus nichtstaatlichen 
Quellen. All das sprengte unübersehbar die Organisationsform der Universität. 
Die Notwendigkeit außeruniversitärer Forschung und neuer Forschungseinrich-
tungen auf der breiteren Ebene des 1871 gegründeten Deutschen Kaiserreiches 
wurde unabweisbar. Es stellte sich die Frage, ob die Akademien, insbesondere 
die in der neuen Reichshauptstadt agierende Preußische Akademie, in der Lage 
sein würden, diesen Bedarf an außeruniversitärer Forschung zu befriedigen.  
Es drängten nicht wenige Mitglieder, an der Akademie verstärkt Forschung 
anzusiedeln, und zwar in eigenen Forschungsinstituten an Stelle der eher locke-
ren und oft weniger effizienten Kommissionen mit ihren Unternehmungen. Am 
bekanntesten sind die Bestrebungen Theodor Mommsens, der in der Akademie 
den geeigneten Träger für die „Großwissenschaft, die nicht von Einem geleistet, 
aber von Einem geleitet wird“ sah.9 
Es gab zudem vereinzelte Bemühungen, die Akademien auch für die Technik 
zu öffnen – künftig ihre Repräsentanten nicht mehr verschämt als „Vertreter der 
angewandten Physik und Mechanik“ zu begrüßen, wie es die Preußische Aka-
demie 1873 bei Werner von Siemens getan hatte, der ausdrücklich nicht wegen 
seiner technisch-wirtschaftlichen Leistung das Mitgliederdiplom erhielt, sondern 
weil er ein im Innersten der reinen Wissenschaft anhängender Gelehrter sei.10 So 
bemühte sich Felix Klein ab 1892, die Göttinger Gesellschaft der Wissenschaften 
um technische Fächer zu erweitern und später um das Hinzufügen einer „öko-
nomisch-technischen Classe“. Friedrich Althoff dachte daran, die schon beste-
hende „Akademie des Bauwesens“ zu einer „Akademie der technischen Wissen-
schaften“ umzugestalten. Alois Riedler schlug schließlich dem Kaiser 1899 die 
Gründung einer solchen Akademie als „oberste Festung“ der technischen Wis-
senschaften vor.11 Das alles scheiterte. Aber zu ihrem 200. Geburtstag im Jahre 
1900 erhielt die Akademie vom Kaiser und preußischen König drei neue Fach-
stellen, vorzugsweise zu verwenden für technische Wissenschaften – „ein un-
willkommenes königliches Geschenk“, wie Wolfgang König treffend bemerkte: 
„Das zentrale Ideologem der Akademie der Wissenschaften, das der reinen Wis-
senschaft, verbot eine Erweiterung des sich auf Mathematik, Naturwissenschaf-
ten und Geisteswissenschaften beschränkenden akademischen Fächerspektrums. 
Die Akademie konnte sich zwar dem politischen Zwang bei der Etablierung 
technischer Fachstellen nicht entziehen, setzte diese aber in einer Weise um, daß 
ihr Selbstverständnis dabei wenig Schaden nahm.“12 
Um 1905 gab es aber zumindest konkrete Vorstellungen, Institute der Akade-
mie, vielleicht auch nur Institute bei der Akademie, einzurichten.13 Vorgeschla-
gen wurden ein Institut für physikalische Chemie und eines für Hirnforschung, 
ein Deutsches Institut (für deutsche Sprache und Literatur) und ein Gesamtinsti-
tut für historische Forschung.14 Das Preußischen Kultusministerium; insbesonde-
re Althoff, unterstützten die Pläne. Auch Adolf Harnack drängte zunächst in die-
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se Richtung. Doch spätestens 1911, mit der Gründung der Kaiser-Wilhelm-
Gesellschaft (KWG), wurde die Weiche anders gestellt, und große Teile der mo-
dernen Forschung suchten sich neue Organisationsformen außerhalb von Univer-
sität und Akademie.15 
Warum die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft neben und nicht bei der Akademie 
gegründet wurde, wissen wir aus der Feder Harnacks: „Die Gesellschaft von 
vornherein und ausschließlich mit der Akademie der Wissenschaften zu verbin-
den, lag mir von Anfang an nahe; aber es war nicht zu machen.“ Jedoch sei es 
für die Zukunft „das Gewiesene, dass sie sich verschmelzen, bez. auf das engste 
kooperieren.“ Die Probleme sah Harnack vor allem bei der Akademie selbst, die 
er als ihr Geschichtsschreiber und langjähriges Mitglied wie kein anderer kannte: 
„Meine Sorge gilt in erster Linie der Akademie der Wissenschaften. Ich sehe da 
eine gewisse Stagnation gegenüber dem, was die Zeit verlangt. ... Die Organisa-
tion der Akademie stammt aus der Zeit, da Wissenschaft lediglich Sache der Ge-
lehrten war und in gewisser Weise ein Arcanum. Die Akademie, will sie in le-
bendiger Fühlung mit der neuen Stellung der Wissenschaft bleiben und die Füh-
rerrolle behaupten, muss sich erweitern. Allenfalls droht ihr, dass sie auf die Rol-
le sich selbst beschränkt, die der Senat in der späteren Kaiserzeit hatte. Sie muss 
auch die angewandten Wissenschaften kommandiren, und sie muss daher auch 
ein festes Verhältnis zu den Bürgern gewinnen, die sich aus diesem oder jenem 
Grunde zur Wissenschaft gezogen fühlen bez. die sie für ihre technischen Unter-
nehmungen benutzen und in ihren Fabrik-Laboratorien und sonst bedeutend för-
dern. Die Akademie muss ins Leben hinein, weil die Wissenschaft heutzutage 
mitten im Leben steht – ganz anders als noch vor 20 Jahren.“ Harnack hielt es 
für geboten, endlich nicht nur Wissenschaftler aus den angewandten Disziplinen 
in die Akademie zu holen, sondern auch „die grossen Industriellen, die über wis-
senschaftliche Stäbe in ihren Werken kommandiren, in ihre Mitte 
auf[zu]nehmen“ – drei bis vier Dutzend mindestens. Die Zahl der Ordentlichen 
Mitglieder der Akademie betrug zu dieser Zeit 64.16 
Wie illusionär Harnacks Vorstellungen waren, zeigte sich zehn Jahre später. 
Die Akademie lehnte die vom „Reichsbund Deutscher Technik“ und vom Preu-
ßischen Kultusminister gewünschte Bildung einer neuen Klasse für Technik ri-
goros ab und bat den Minister, „dass ihr eine wesensfremde Erweiterung, die ih-
re Wirksamkeit lähmen müsste, erspart bleibt“. Sie bezweifelte, dass die Technik 
jetzt mehr geworden sei, „als eine bloße Anwendung“ der Mathematik und der 
Naturwissenschaften. Techniker könnten durchaus Mitglieder der Akademie 
werden – aber eben nur dann, wenn ihre technische Arbeit zu neuen wissen-
schaftlichen Entdeckungen führen würde: „Er wird aber nicht zum Mitglied der 
Akademie gewählt, weil er Techniker ist, sondern weil er ein Mann der Wissen-
schaft ist.“ Hinter den Verhinderungsstrategien gegenüber den technischen Wis-
senschaften stand die Furcht vor dem Eindringen neuer, stärker praxisbezogener 
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Wissenschaftsdisziplinen. Die Akademie fürchtete wohl nicht zu Unrecht, dass 
eine Klasse für Technik alsbald Forderungen nach einer medizinischen, staats-
wissenschaftlichen oder juristischen Klasse nach sich ziehen würde. Sie warnte 
deshalb vor den Konsequenzen, wenn „die Lehre von der praktischen Anwen-
dung der Natur- und Geisteswissenschaft in den Wirkungskreis der Akademie 
mit einbezogen würden, mit deren Aufgaben sie teils nur in lockerem äußerli-
chen Zusammenhang, teils sogar in unlöslichem inneren Widerspruch stünden. 
… Das was ein fruchtbares Zusammenwirken der mathematisch-
naturwissenschaftlichen und der geisteswissenschaftlichen Klasse ermöglicht 
hat, war die Gemeinschaft und Einheit des Strebens nach der reinen wissen-
schaftlichen Erkenntnis. Zwischen einer technischen Klasse und den Geisteswis-
senschaften würde es so gut wie gar keine Berührung geben, und die Einfügung 
eines solchen Fremdkörpers wird die bisherige segensreiche Einheitlichkeit un-
serer Arbeit unfehlbar zersprengen.“17 
Die Akademie wollte also nicht ins Leben hinein und die angewandten Wis-
senschaften kommandieren. Das dürfte auch ein ganz wesentlicher Grund gewe-
sen sein, weshalb die Akademie (genauer das Kartell der Akademien) nicht be-
reit war, die Aufgaben der 1920 gegründeten Notgemeinschaft der Deutschen 
Wissenschaft zu übernehmen. Bei deren Gründung ging es ja ausdrücklich dar-
um, „die gesamte Wissenschaft, auch die technische Wissenschaft, zu einem 
Bunde zu vereinigen“.18 Die Akademien und übrigens auch die Kaiser-Wilhelm-
Gesellschaft sahen allerdings in der Notgemeinschaft eher ein Provisorium, das 
sicher wieder verschwinden würde. Gleichwohl ebnete die Preußische Akademie 
mit der konsequenten Ablehnung einer technischen Klasse den wohl entschei-
denden Weg dafür, dass aus dem Provisorium der Notzeit eine feste Institution 
wurde. Das gelang, weil die Notgemeinschaft Mitte der 1920er Jahre den Schritt 
von einer weitgehend passiven Forschungsförderung durch die Bewilligung von 
gestellten Anträgen zu einer aktiven Förderpolitik auf von ihr festgelegten 
Schwerpunktgebieten wagte und zwar gerade auch jenen Gebieten, die die Aka-
demien als Betätigungsfelder explizit ausgeschlossen hatten.19 Die Akademien 
erwachten erst aus ihrem Dornröschen-Schlaf, als aus dem Provisorium Notge-
meinschaft 1929 offiziell die Deutsche Forschungsgemeinschaft wurde und ihre 
Privilegien bei der Förderung der Akademieunternehmungen in Gefahr schienen. 
Nun sah sich das Kartell „in einen unerfreulichen Gegensatz“ zur Notgemein-
schaft gekommen20 und die Berliner Akademie unternahm ernsthafte Anstren-
gungen, einige ihr wichtige Aufgaben der Notgemeinschaft in ihre Verantwor-
tung zu bringen.21 Dabei war sie allerdings ebenso wenig erfolgreich wie bei ih-
rem Vorstoß von 1930 mit einer Denkschrift über die Erweiterung ihrer Tätig-
keit. In dieser Denkschrift wurde sowohl die Angliederung bereits bestehender 
Institute an die Akademie als auch die Gründung einiger neuer unter ihrer Obhut 
gefordert.22 Angesichts der hoffnungslosen Unterlegenheit in der naturwissen-
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schaftlichen Forschung gegenüber der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft zielte die 
Denkschrift der Akademie im Grunde auf einen Ausbau des vorhandenen geis-
teswissenschaftlichen Potentials an der Akademie und dessen feste Verankerung 
in Instituten, quasi als eine Art „Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft für die Geisteswis-
senschaften“. Besonders zielstrebig verfolgte die Akademie diese Vorstellungen 
jedoch nicht und auch die Zeitumstände wurden danach eher ungünstig. 
Im Wechsel der politischen Systeme betonte die Akademie ihre Kontinuität; 
die fehlende technische Komponente rückte sie allerdings weit weniger schnell 
ins Blickfeld der Nationalsozialisten, als dies bei der Kaiser-Wilhelm-
Gesellschaft oder der Deutschen Forschungsgemeinschaft der Fall war. Der rela-
tive Funktionsverlust der Akademie gegenüber den Universitäten und den ande-
ren wissenschaftlichen Institutionen setzte sich fort. Die Akademie blieb primär 
Gelehrtengesellschaft, mit einigen Langzeit-Unternehmungen, vor allem im geis-
teswissenschaftlichen Bereich. Darüber hinaus forschte sie selbst nicht. Sie be-
zog ihr Renommee aus Forschungsleistungen, die außerhalb ihrer selbst erbracht 
wurden, wenngleich durch Personen, die sie zu ihren Mitgliedern zählte und de-
nen sie zusätzliche Reputation verlieh, welche ihnen bei ihrer Forschung zugute 
kam. Repräsentation blieb eine wichtige Funktion. Doch in Diktatur und Krieg 
verlor auch sie an Autonomie. Mangelnder Widerstand gegenüber nationalsozia-
listischen Eingriffen und Instrumentalisierungen beschädigte ihre Reputation 
langfristig.23 
Technikwissenschaftler wählte die Akademie nach wie vor nur äußerst zöger-
lich zu ihren Mitgliedern. Unter den insgesamt 44 in der Weimarer Zeit gewähl-
ten Ordentlichen Mitgliedern waren nur der Elektrotechniker Karl Willy Wagner 
(OM 1925, Präsident des Telegraphentechnischen Reichsamtes) und der Kraft-
maschinenbauer Johannes Stumpf (OM 1926, TH Berlin); bei den 65 Zuwahlen 
in der NS-Zeit dann der Wehrtechniker Karl Becker (OM 1935, TH Berlin), der 
Direktor der AEG-Turbinenfabrik Ernest Anton Kraft (OM 1937), der Kolben-
maschinenbauer Adolf Nägel (OM 1937, TH Dresden), der Wasserbautechniker 
Adolf Ludin (OM 1939, TH Berlin), der Strömungsforscher Friedrich Seewald 
(OM 1939, TH Aachen und Direktor der Deutschen Versuchsanstalt für Luftfahrt 
Berlin) und der Eisenbahnspezialist Hans Nordmann (OM 1939, TH Berlin). Bei 
den Korrespondierenden Mitgliedern sah das Verhältnis noch ungünstiger aus – 
von insgesamt 237 vom Ende des Ersten bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges 
Gewählten waren gar nur fünf Techniker.24  
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2. Höchste und alles umfassende Institution der Wissenschaft 
2.1. Neubeginn 1945 
Nach Kriegsende 1945 stellte sich die Frage nach einer breiten Verantwortung 
für die Forschung – einschließlich der technischen – und ebenso die nach For-
schungsinstituten an der Akademie überraschend erneut und nun sehr konkret. 
Dafür gab es zwei Hauptgründe. Zum einen war die Berliner Forschungsland-
schaft weitgehend zerstört. Durch Aus- und Verlagerungen hatte sich nahezu das 
gesamte außeruniversitäre Forschungspotential in den drei Westzonen versam-
melt und begann dort mit dem Neuanfang. Lediglich die Akademie war, wie die 
Universität, als regionale Institution faktisch immobil. Sie wurde damit zum 
ganz natürlichen und auch einzigen Kristallisationspunkt für den Neuanfang der 
gesamten außeruniversitären Forschung. Neben der Notwendigkeit zur Über-
nahme von Verantwortung ergab sich plötzlich für einige in Berlin gebliebene 
Mitglieder der Akademie die Möglichkeit, von ihnen nicht gewollte Entwicklun-
gen in der deutschen Wissenschaftsorganisation der letzten Jahrzehnte zu revi-
dieren und die Stellung der Akademie aufzuwerten, insbesondere bisher andern-
orts verwaltete Kompetenzen an sich zu ziehen.25  
Zum anderen übernahmen neue politische Instanzen das Ruder. Für die im 
Ostsektor Berlins gelegene Akademie waren dies die Sowjetische Militäradmi-
nistration (SMAD) und die ihr unterstellten deutschen Behörden – zunächst der 
Berliner Magistrat und ab 1946 die für die sowjetische Besatzungszone und Ost-
berlin zuständige Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung (DZVV). Eine 
zentrale Akademie, die auch die angewandten Wissenschaften kommandieren 
konnte und Forschungsinstitute besaß, entsprach dem vertrauten Modell außer-
universitärer Forschungsorganisation. Die als Deutsche Akademie der Wissen-
schaften zu Berlin (DAW) im Juli 1946 wiedereröffnete Akademie entsprach 
also den Wünschen der in Berlin verbliebenen Mitglieder und den sowjetischen 
Vorstellungen von einer Akademie der Wissenschaften zugleich. Neu war, dass 
sie als deutsche Nationalakademie mit eigenen Forschungsinstituten konzipiert 
wurde. 
Der nationale Anspruch kann hier knapp abgehandelt werden. Durch den 
kriegsbedingten Umzug vieler Ordentlicher Mitglieder in andere Teile Deutsch-
lands war die Akademie faktisch schon seit 1943 zu einer gesamtdeutschen Ein-
richtung geworden. Der Ausbau zu einer Nationalakademie stieß allerdings nach 
ihrer Wiedereröffnung bald an seine Grenzen. Zum einen akzeptierten die ande-
ren deutschen Akademien dies nicht. Zum anderen reduzierte sich das Einzugs-
gebiet der Akademie im Verlauf der Teilung Deutschlands, der Verfestigung der 
staatlichen Strukturen und der Abgrenzung der beiden deutschen Staaten zuneh-
mend auf die DDR und auf Ost-Berlin. 
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Die zweite und folgenreichere Veränderung in den Akademiestrukturen betraf 
den Aufbau akademieeigener Forschungsinstitute über das gesamten Fächer-
spektrum hinweg. Aus dem Erbe der Preußischen Akademie konnte die DAW 
1946 allerdings nur geisteswissenschaftliche Forschung weiterführen, denn na-
turwissenschaftliche oder gar technische Unternehmungen hatten nicht existiert. 
Sie konnte und sollte solche von anderen Stellen übernehmen bzw. neue grün-
den. Allerdings gab es mehrere Probleme. Zum einen hatten nicht nur Wissen-
schaftler, sondern auch die meisten Forschungseinrichtungen der Stadt schon vor 
Kriegsende den Rücken gekehrt oder waren zu Reparationsgütern geworden. 
Zum anderen favorisierten einige Naturwissenschaftler in der DZVV für die 
Wiederbelebung der Restbestände naturwissenschaftlicher und technischer For-
schung nicht die Akademie, sondern die KWG. Zuerst versuchten sie diese durch 
die Ernennung Robert Havemanns zum Präsidenten KWG unter ihre Kontrolle 
zu bringen. Als dies scheiterte, gab es Bemühungen, sich mit der nach Göttingen 
verlagerten alten KWG-Führung zu arrangieren. Erst nach der Amtseinführung 
Otto Hahns im April 1946 als Präsident der KWG in Göttingen wurde der Aus-
bau der Berliner Akademie beschlossen.26 Für den Industriephysiker Robert 
Rompe – in der DZVV für Hochschulen und Wissenschaft zuständig und später 
einer der einflussreichsten Wissenschaftspolitiker der DDR – war nun klar, dass 
zum Aufbau einer KWG-ähnlichen Forschungsinstitution der „Umweg über die 
Akademie“ gegangen werden musste.27 
Da zeigte sich allerdings schnell das Grunddilemma der gewählten Akademie-
lösung: Anzahl und Aufgabenspektrum der möglichen Institute wurden durch 
das Grundprinzip begrenzt, einer durch Wahlverfahren konstituierten und er-
gänzten Gelehrtengesellschaft Forschungsinstitute zu ihrer Disposition bei-
zugeben. Und diese Gelehrtengesellschaft, die bereits seit Jahrzehnten die Viel-
falt der wissenschaftlichen Disziplinen nur unzureichend repräsentierte, besaß in 
der Nachkriegszeit noch ein zusätzliches Handikap. Nur rund ein Viertel der A-
kademiemitglieder beteiligte sich überhaupt am Neubeginn in Berlin, davon 
wiederum waren zwei Drittel Geisteswissenschaftler. Die Technikwissenschaften 
vertraten lediglich Adolf Ludin und Hans Nordmann. Jene Disziplinen, deren 
Vertreter überwiegend Berlin verlassen hatten, etwa die exakten Naturwissen-
schaften bzw. solche, die bisher ohnehin ausgegrenzt worden waren, wie die an-
gewandte Forschung, fanden so zunächst keine wirkliche Heimstätte in der Aka-
demie. Bestenfalls wurden solche Institute ohne eine feste Verankerung in der 
anfangs alle Entscheidungen treffenden Gelehrtengesellschaft der Akademie an-
gegliedert. 
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2.2. Einzug der Technikwissenschaften  
Dieses Problem erkannten die Akademiker und die Politiker sehr bald: Wollte 
die Akademie wirklich den nationalen Vertretungsanspruch als höchste wissen-
schaftliche Einrichtung für sich behaupteten, so musste sich die Gelehrtengesell-
schaft so erweitern, wie es Harnack bereits 1912 gefordert hatte: „Sie muss auch 
die angewandten Wissenschaften kommandieren” und schließlich einen Weg 
finden, „Nicht-Gelehrten ... Einfluß zu gestatten”.28 Die Voraussetzungen dafür 
wurden mit der so genannten Kulturverordnung von 1949 geschaffen. Die Politik 
versprach die materiellen Ressourcen bereitzustellen, um die Akademie „in das 
höchste wissenschaftliche Zentrum Deutschlands um[zu]gestalten”. Die Akade-
mie akzeptierte eine Erhöhung der Mitgliederstellen von 76 auf 120 und den 
Verzicht auf die bisher übliche Parität zwischen den Natur- und den Geisteswis-
senschaften. Die zwei alten Klassen – Mathematisch-naturwissenschaftliche und 
Philosophisch-historische Klasse – wurden durch sechs neue Klassen ersetzt:29 
 
Klasse für Mathematik und allgemeine Naturwissenschaften 
Klasse für medizinische Wissenschaften 
Klasse für landwirtschaftliche Wissenschaften30 
Klasse für technische Wissenschaften 
Klasse für Sprachen, Literatur und Kunst 
Klasse für Gesellschaftswissenschaften. 
 
Die Gründung einer eigenständigen Klasse für technische Wissenschaften bildete 
zum einen den Abschluss eines langen Kampfes dieser Fächer um ihre gleichbe-
rechtigte Anerkennung. Zum anderen eröffnete sie zugleich die Möglichkeit, die 
Gründung entsprechender Forschungsinstitute an der Akademie vorzuschlagen. 
Von den ehemaligen Mitgliedern der Preußischen Akademie zählten künftig zu 
dieser Klasse Karl Willy Wagner, Adolf Ludin und Hans Nordmann31, als 1949 
neu gewählte Ordentliche Mitglieder kamen hinzu: Heinrich Barkhausen 
(Schwachstromtechnik, TH Dresden), Ludwig Binder (Starkstromtechnik, TH 
Dresden), Kurt Beyer (Statik, TH Dresden), Franz Dischinger (Stahlbetonbau, 
TU Berlin), Hans Heinrich Franck (chemische Technologie, HU Berlin), Walther 
Frenzel (Textiltechnik, TH Dresden) und Karl Kegel (Bergbau, Bergakademie 
Freiberg). Im Jahre 1951 kamen noch Erich Correns (Faserstoff-Forschung) und 
Eduard Maurer (Eisenhüttenkunde, HU Berlin) hinzu. Den Vorsitz der Klasse 
übernahm bis 1951 Nordmann und danach Binder. Schon bald gab es technische 
Forschungsinstitute der Akademie: das Institut für Faserstoff-Forschung in Tel-
tow-Seehof (Direktor Correns) und das Institut für Technologie der Fasern in 
Pirna-Copitz (Direktor Frenzel). 
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Da sich Wagner und Ludin nicht mehr am Akademieleben beteiligten und die 
beiden West-Berliner Dischinger und Nordmann von ihren Dienststellen zur 
Aufgabe ihrer Mitgliedschaft in der Akademie gedrängt wurden – was 1950 bzw. 
1952 dann auch geschah – wurde diese Klasse sehr rasch eine rein ostdeutsche 
Einrichtung. Ihr anwendungsorientiertes Betätigungsfeld einerseits und das eher 
schwache Engagement ihrer Mitglieder in der Gelehrtengesellschaft andererseits 
verschafften ihr zudem die besondere Aufmerksamkeit der Politik. Dort stand 
mit dem Zentralamt für Forschung und Technik (ZFT) bei der Staatlichen Plan-
kommission bereits ein Konkurrent bereit, der nicht nur auf die Einbeziehung der 
Akademie in die Planungsmechanismen des Fünf-Jahrplanes drängte, sondern 
den Verbund von Gelehrtengemeinschaft und naturwissenschaftlich-technischen 
Forschungseinrichtungen schon wieder prinzipiell in Frage stellte.32 Noch über-
wogen allerdings die Stimmen, die auf den Ausbau der Akademie „zum Zentrum 
der staatlichen Forschungsarbeit“ setzten, weil man durch die Mitgliedschaft in 
der Gelehrtengesellschaft bei hochrangigen Wissenschaftlern „gewollt oder un-
gewollt eine deutliche Bindung an die Republik“ am ehesten zu schaffen glaub-
te.33  
Die II. Parteikonferenz der SED vom 9. bis zum 12. Juli 1952, die offiziell den 
„planmäßigen Aufbau des Sozialismus“ in der DDR proklamierte, bot schließ-
lich den äußeren Anlass, der Akademie, die als in ihrer „ideologischen Entwick-
lung beachtlich hinter der Gesamtentwicklung der Republik im allgemeinen und 
auch gegenüber der anderer wissenschaftlicher Einrichtungen zurückgeblieben“34 
galt, die Frage vorzulegen, welchen Beitrag sie zum Aufbau des Sozialismus in 
der DDR leisten wolle.35 Die herausgehobene Position der Akademie und die 
weitere Steigerung des Zuflusses an Ressourcen wurde von einer deutlichen Ver-
breiterung des Forschungsprofils und von der Aufnahme entsprechender Wissen-
schaftler in die Gelehrtengesellschaft abhängig gemacht. Im Blickpunkt standen 
dabei die Technikwissenschaften sowie die Chemie und die Physik; letztere 
auch, weil zwar große Namen von Physikern und Chemikern die Mitgliederliste 
zierten, diese aber eben nicht in der DDR lebten. Technik- und Naturwissen-
schaftler von Rang mit durchaus gut ausgestatteten Instituten gab es in der DDR 
zwar nicht wenige, aber die hatten bisher eher selten das Gütesiegel der Akade-
miemitgliedschaft erhalten. Das brauchte man aber, wenn die Gelehrtengesell-
schaft die gesamte Forschung im Lande koordinieren sollte und man mitwirken 
wollte. Und das garantierte zugleich auch eine gewisse Autonomie gegenüber 
staatlicher Willkür. Es kann deshalb nicht verwundern, dass gerade diese Wis-
senschaftler Anfang der 1950er Jahre gemeinsam mit den Politikern eine weitere 
Reorganisation der Akademie erzwangen. Angesichts der internationalen Tech-
nikeuphorie und unter den Bedingungen des Kalten Krieges war es ohnehin nicht 
schwierig, die Politiker davon zu überzeugen, dass die Förderung gerade ihrer 
Disziplinen für den gesellschaftlichen Aufschwung von großer Wichtigkeit sei. 
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Im Dezember 1952 vereinbarten die Akademie- und die Staatsführung um-
fangreiche Maßnahmen zur weiteren Umgestaltung der Akademie, zu der auch 
die Aufnahme von 30 neuen Ordentlichen Mitgliedern in die Akademie zählte. 
Nach der Wahl vom Februar 1953, in der 28 Kandidaten die erforderliche Stim-
menzahl erreichten, hatte sich die Zusammensetzung der aktiven Mitglieder ent-
scheidend verändert. Während die Geistes- und Sozialwissenschaften – die Ge-
sellschaftswissenschaften (wie man in der DDR kategorisierte) – mit 20 Mitglie-
dern vertreten waren, hatten die Natur- und Technikwissenschaftler mit 46 Mit-
gliedern ein deutliches Übergewicht erreicht. Immerhin 26 von ihnen zählten zu 
den in den deutschen Akademien bisher kaum vertretenen technischen Wissen-
schaften bzw. technisch orientierten Naturwissenschaften.36 Einerseits bedeutete 
dies das längst überfällige Angleichen an die generelle Wissenschaftsentwick-
lung des 20. Jahrhunderts, andererseits den wirklich deutlichen Bruch mit der 
deutschen Akademietradition.  
Erwähnt werden muss, dass die Reoganisationsmaßnahmen erstmals durch ei-
nen Beschluss des Politbüros der SED sanktioniert wurden. Es existierte nun ei-
ne vom Politbüro der SED eingesetzte Kommission zur Reorganisation der Aka-
demie und mit der Gründung der Abteilung Wissenschaften beim ZK der SED 
im Dezember 1952 auch eine Institution der Parteibürokratie, die die Akademie 
ständig im Blickfeld behielt.  
Neu in die Klasse für technische Wissenschaften, deren Mitgliederzahl von 
sieben auf achtzehn Mitglieder anstieg, kamen im Februar 1953: Robert Rompe 
(Physik, HU Berlin und Direktor des Instituts für Strahlungsquellen der DAW), 
Heinrich Bertsch (chemische Technologie, HU Berlin und Berater des Ministeri-
ums für Schwerindustrie), Johannes Nelles (Direktor der Chemischen Werke 
Buna), Eberhard Leibnitz (chemische Technologie, Universität Leipzig und Di-
rektor des Instituts für organisch-chemische Industrie beim Ministerium für 
Schwerindustrie), Kurt Schwabe (physikalische Chemie und Elektrochemie, TH 
Dresden), Hans Frühauf (Schwachstromtechnik, TH Dresden und Vorsitzender 
des Wissenschaftlich-technischen Rates beim Stellvertreter des Ministerpräsi-
denten), Hans Faltin (Thermodynamik, TH Dresden), Erich Rammler (Brenn-
stofftechnik, Bergakademie Freiberg), Georg Spackeler (Bergbaukunde, Berg-
akademie Freiberg), Friedrich Eisenkolb (Werkstoffkunde, TH Dresden und Di-
rektor des Instituts für metallische Spezialwerkstoffe Dresden) und Alfred Jante 
(Verbrennungsmaschinen und Kraftfahrwesen, TH Dresden).  
Bereits wenige Monate später wurde der erreichte Stand allerdings schon wie-
der in Frage gestellt. Im Mai 1954 beschloss die Akademie ein neues Statut und 
eine Umbildung der Klassen. Mit der Begründung, „dass enge Beziehungen zwi-
schen Wissenschaft und Praxis bestehen sollen“, wurden die Mitglieder der 
Klasse für technische Wissenschaften und die der Klasse für Mathematik und 
 Dresdener Beiträge zur Geschichte der Technikwissenschaften Nr. 30 (2005) 15
allgemeine Naturwissenschaften auf zwei neue Klassen verteilt.37 Die Akademie 
gliederte sich nunmehr in folgende Klassen:  
 
Klasse für Mathematik, Physik und Technik 
Klasse für Chemie, Geologie und Biologie 
Klasse für Medizin 
Klasse für Sprachen, Literatur und Kunst 
Klasse für Philosophie, Geschichte, Staats-, Rechts- und Wirtschaftswissen-
schaften. 
 
Unumstritten war diese Entscheidung keinesfalls. Insbesondere der „Dresdener 
Klüngel“ wollte unbedingt die „technische Klasse konservieren“.38 Dem stand 
wohl vor allem entgegen, dass die Physiker sich von dieser neuen Kombination 
eine Stärkung ihres Einflusses versprachen. Durch das neue Statut waren ja aus-
drücklich die Rechte der Klassen besonders gestärkt worden. Sie sollten die 
wichtigsten Gremien der Akademie werden und die Verantwortung für die For-
schungsplanung und für die Tätigkeit der wissenschaftlichen Einrichtungen 
künftig vollständig übernehmen. Der einflussreiche Physiker und Wissenschafts-
politiker Robert Rompe wurde Sekretar der Klasse für Mathematik, Physik und 
Technik und der Botaniker Kurt Noack Sekretar der Klasse für Chemie, Geolo-
gie und Biologie. 
Der in der Folgezeit forcierte Ausbau des naturwissenschaftlich-technischen 
Forschungspotentials führte aber schon bald zu neuen Problemen. Die Chemiker 
blickten mit Argwohn auf die Entwicklung der physikalischen Einrichtungen und 
umgekehrt. Die Montanwissenschaftler drohten mit der Gründung einer eigenen 
Fachakademie, um sich Gehör zu verschaffen. Die Geistes- und Sozialwissen-
schaftler konnten nur schwer einsehen, dass ein Ungleichgewicht bei der Res-
sourcenzuteilung zwischen ihnen und den Natur- und Technikwissenschaften der 
internationalen Entwicklung entsprach. Mitte der 1950er Jahre eskalierten die 
Spannungen innerhalb der Gelehrtengesellschaft. Einige Chemiker prangerten 
eine „Cliquenbildung” von Physikern an, die dazu führe, dass „hauptsächliches 
Augenmerk auf die Entwicklung der Physik gelegt wird, was eine Vernachlässi-
gung der anderen Gebiete der Wissenschaft zur Folge hat”.39 Deren Vertreter 
wiederum sah Bestrebungen der Geistes- und Sozialwissenschaften, die „Aka-
demie als Plattform, gewissermaßen als ‚Hausmacht‘, an sich zu reißen”. 40 Um 
ihre Interessen durchzusetzen, verbündeten sich Akademiemitglieder mit der 
SED-Führung und gegen sie. Zweckbündnisse orientierten sich dabei nicht not-
wendig an politischen Präferenzen, wie der Parteiapparat des ZK immer wieder 
beklagte. 
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2.3. Scheitern des Akademiemodells  
Zehn Jahre nach der Wiedereröffnung der Akademie war wohl nicht nur den 
SED-Genossen innerhalb und außerhalb der Akademie klar, dass die der Institu-
tion gestellte Aufgabe, „die Wissenschaft in der DDR so zu entwickeln, daß sie 
das internationale Niveau der Wissenschaft erreicht, dabei gleichzeitig den Stand 
der westdeutschen Wissenschaft überflügelt und damit in höchstmöglichem Ma-
ße zur raschen ökonomischen Entwicklung unserer Republik beiträgt”41, mit den 
vorhandenen Strukturen nicht erreicht werden konnte. Auch wenn erneut ver-
schiedene Vorschläge zur Abhilfe unterbreitet wurden – u. a. die Leitung der 
Forschungsinstitute wieder den Klassen zu entziehen und sie drei Vizepräsiden-
ten (Physik/Technik, Chemie/Medizin, Geisteswissenschaften) zu übertragen42, 
erwies sich die Gelehrtengesellschaft unter den gegebenen Umständen als über-
fordert. Daran änderte auch nichts, dass 1955 bei den Zuwahlen besonderer Wert 
darauf gelegt wurde „für volkswirtschaftlich bedeutende Gebiete namhafte Ver-
treter zu gewinnen“: Georg Bilkenroth (Kohlechemie, Direktor eines Kohlefor-
schungsinstituts im Ministerium für Schwerindustrie), Otto Emicke (Metallurgie, 
Bergakademie Freiberg), Paul Görlich (Festkörperphysik, Wissenschaftsdirektor 
von Carl Zeiss Jena), Heinz Neuber (Mechanik, TH Dresden) und Walther Pauer 
(Energiewirtschaft, TH Dresden).  
Abgesehen von allen Eingriffen der Politik in das Forschungsgeschehen – die 
es bereits zu dieser Zeit gab, aber von den Beteiligten eher als gering empfunden 
wurden – schien die Gelehrtengesellschaft einer Akademie mit einer Begrenzung 
von etwa einhundert auf Lebenszeit gewählten Mitgliedern immer weniger ge-
eignet, ein komplexes nationales Wissenschaftssystem zu steuern. Der bereits 
Anfang der 1950er Jahre erdachte Ausweg, bei den Klassen noch eine Art Fein-
struktur – Sektionen für die einzelnen Fächer in denen auch Nicht-
Akademiemitglieder mitwirken konnten – einzuführen, ließ sich nur zögerlich 
umsetzen und bekam schließlich wegen des Zeitdrucks auch keine wirkliche 
Chance, sich zu bewähren. Im Jahre 1956 existierten in der Klasse für Mathema-
tik, Physik und Technik lediglich zwei gerade erst gegründete technische Sektio-
nen: für allgemeinen Maschinenbau (neun Akademiemitglieder und neun weitere 
Wissenschaftler) und für Bergbau (neun Akademiemitglieder und 26 weitere 
Mitglieder).43 
Ende 1956 forderten schließlich die Physiker, die von Anfang an den For-
schungsverbund mit der Akademie nur als Notlösung betrachtet hatten, und die 
Techniker, die nur kurz die Akademiegepflogenheiten studieren konnten, das 
Herauslösen ihres Forschungspotentials aus der Akademie. Die Mitglieder der 
Klasse für Mathematik, Physik und Technik schlugen die Neugründung einer 
Leibniz-Gesellschaft zur Förderung von Naturwissenschaft und Technik vor. In 
dieser Gesellschaft, die ähnlich wie die frühere KWG bzw. wie die Max-Planck-
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Gesellschaft (MPG) in der Bundesrepublik aufgebaut sein sollte, wünschten sie, 
die naturwissenschaftlich-technischen Institute der Akademie mit denen einiger 
Ministerien zu vereinigen.44 Das Akademiemodell verwarfen sie ausdrücklich, 
denn schließlich sei die Koordinierung der Forschungsarbeit durch die sowjeti-
sche Akademie auch dort ein „immer noch nicht befriedigend gelöstes Problem”. 
In den anderen Ländern Europas seien die Formen der Organisation der wissen-
schaftlichen Arbeit zwar stark unterschiedlich, aber: „Bemerkenswert ist, daß 
nirgends die überall bestehenden Akademien oder ähnliche Einrichtungen Träger 
von Forschungseinrichtungen – insbesondere naturwissenschaftlicher – wurden. 
Für die Anleitung und Verwaltung selbständiger Forschungsunternehmen wur-
den überall besondere Organisationen geschaffen.”45 Im Grunde genommen 
wurde so die Rückführung der Akademie auf eine traditionelle deutsche Gelehr-
tengesellschaft vorgeschlagen, die ein relativ großes geistes- und sozialwissen-
schaftliches Forschungspotential und einige volkswirtschaftlich weniger wichti-
ge Institute wie z. B. Observatorien betreuen sollte.  
Die angestrebten Veränderungen unterstützten auch einige aus der Sowjetuni-
on zurückgekehrte Spezialisten; insbesondere der Physikochemiker Peter Adolf 
Thiessen, der schon die Forschungsorganisation im Nationalsozialismus ent-
scheidend geprägt hatte und über einschlägige Erfahrungen aus seiner Tätigkeit 
in der Sowjetunion verfügte46, wurde zum Motor des Vorhabens. Die Politiker 
konnten nur noch auf den fahrenden Zug aufspringen und sich beim Stellen der 
Weichen beteiligen.47 
Im Sommer 1957 wurde schließlich die „Forschungsgemeinschaft der natur-
wissenschaftlichen, technischen und medizinischen Institute der Deutschen Aka-
demie der Wissenschaften“ (fortan als Forschungsgemeinschaft bezeichnet) mit 
39 bis dahin den Klassen unterstehenden Instituten – das größte hatte 530 und 
das kleinste drei Mitarbeiter – gegründet. Die Leitung der Forschungsgemein-
schaft übernahm ein siebenköpfiger Vorstand. Daneben existierte ein Kuratori-
um: „16 namhafte Mitglieder der Akademie und fünf leitende Mitarbeiter aus 
den Instituten der Forschungsgemeinschaft, 9 Vertreter der Regierung und der 
staatlichen Organe.“48 Vorsitzender von Vorstand und Kuratorium wurde der 
Dresdener Elektrotechniker Hans Frühauf, der zugleich auch in das neu geschaf-
fene Amt eines Vizepräsidenten der Akademie für Technik gewählt wurde.  
Die medizinischen Institute waren zur Forschungsgemeinschaft aus politi-
schen Gründen hinzugekommen, „um den Widerstand der hemmenden Kräfte in 
der Klasse Medizin und deren ständige Behinderung der produktiven Wissen-
schaftler einzuschränken bzw. auszuschalten“.49 Die völlige Abspaltung von der 
Akademie hatten vor allem die Geistes- und Sozialwissenschaftler verhindert, 
die ihre Marginalisierung fürchteten. 
Übrig blieb 1957 die so genannte Restakademie – die Gelehrtengesellschaft 
und ein nicht unbeträchtliches geistes- und sozialwissenschaftliches Forschungs-
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potential in der Zuständigkeit der entsprechenden zwei Klassen. Die anderen 
Klassen, bisher unersättliche Konkurrenten, verloren an Einfluss. Der alte Traum 
von einer KWG der Geisteswissenschaften, eine seit 1930 mehrfach erwogene 
Aufgabenstellung für die deutschen Akademien, war mit der Nachkriegsakade-
mie zumindest teilweise Realität geworden. Die ehrwürdige Institution Akade-
mie garantierte ihnen eine hohe Reputation. Sie unterhielt gut dotierte Institute in 
diesen Fächern für mehr als 500 Forscher mit einem Gesamtetat von jährlich ca. 
15 Millionen Mark – immerhin rund das dreifache des Etats aller vier Wissen-
schaftsakademien der Bundesrepublik.50 Im Gegensatz zu den Natur- und Tech-
nikwissenschaften gab es folgerichtig auch zu keiner Zeit Bemühungen von die-
sen Wissenschaftlern, das Forschungspotential wieder von der Akademie abzu-
spalten. Bemerkenswert ist, dass auch im anderen Teil Deutschlands ähnliche 
Vorstellungen für die dortigen Akademien diskutiert wurden.51 
Die Forschungsgemeinschaft expandierte nach ihrer Gründung beträchtlich. 
Von 1957 bis 1962 stieg die Zahl der Institute von 39 auf 79 an. Dabei waren 
einige sehr industrienahe, die bisher Fachministerien unterstanden hatten.52 Ver-
gleichbare Institute hätten im anderen Teil Deutschlands eher eine Heimstatt in 
der Industrie oder in der industrienahen Fraunhofer-Gesellschaft gefunden.53 In-
nerhalb eines Jahrzehnts wuchs die Zahl der Wissenschaftler auf rund das 2,5-
fache und die der Mitarbeiter insgesamt auf knapp das Doppelte: 
 
Tabelle 1: Wissenschaftler in der Forschungsgemeinschaft 
 
 1958 1960 1962 
Physik 222 994 308 1 178 424 1 596 
Technik 104 949 157 1 578 227 1 704 
Chemie 246 1 143 308 1 340 349  1 398 
Medizin 243 1 899 348 2 181 369 2 042 
Sonstige 187 1 014 266 1 252 312 1 303 
Gesamt 1 002 5 999 1 387 7 529 1 681 8 043 
 1964 1966 1968 
Physik 713 2 666 771 2 719 799 2 972 
Technik 194 1 523 200 1 548 252 1 582 
Chemie 418 1 572 468 1 660 506 1 689 
Medizin 407 2 108 482 2 251 527 2 353 
Sonstige 355 1 413 346 1 468 375 1 518 
Gesamt 2 087 9 282 2 267 9 646 2 459 10 114 
Kursiv = Gesamtzahl Mitarbeiter einschließlich Wissenschaftler 
 
Der Anteil des Sektors Technik in der Forschungsgemeinschaft lag bei den Wis-
senschaftlern konstant bei ca. 10%. Rechnet man das ingenieurtechnische For-
schungspotential in den Sektoren Physik und Chemie dazu, dürfte der wirkliche 
Anteil bei ca. 25% gelegen haben. Vor allem aus diesem Bereich sollte der von 
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der Politik gewünschte und von den Wissenschaftlern immer wieder versproche-
ne wissenschaftlich-technische Fortschritt kommen. Für die Forschungsgemein-
schaft bedeutete das immer stärker eine Hinwendung zur anwendungsbezogenen 
Forschung (bis hin zu Entwicklungsarbeiten und Kleinserien) und für die Indust-
rie einen teilweisen Rückzug aus der wissenschaftlichen Forschung. Für beide 
hatte die Zentralisierung unter einem Dach fatale Folgen, da sie dem Innovati-
onsdruck der folgenden Jahrzehnte ohne die Anschlussglieder in der Überfüh-
rungskette zwischen Forschung und Produktion nicht standhalten konnten.  
Als zweischneidig erwies sich auch bald, dass die Verbindung zwischen der 
Akademie und der Forschungsgemeinschaft, wie von den Gründungsvätern ge-
wollt, lediglich formal war. Nur einen Teil ihres Namens lieh sich die Neugrün-
dung mangels eigener Tradition von der Akademie. Die Forschungsgemeinschaft 
hatte völlig eigenständige Leitungsstrukturen und traf Entscheidungen, zu denen 
selbst im Präsidium der Akademie „…nicht einmal eine Meinung zu äußern sei, 
sondern lediglich eine Kenntnisnahme stattzufinden habe.”54 Allerdings konnte 
auch die Forschungsgemeinschaft letztlich nicht autonom handeln. Fast zeit-
gleich mit ihrer Gründung beschloss der Ministerrat der DDR, einen eigenen 
„Beirat für naturwissenschaftlich-technische Forschung und Entwicklung“ (fort-
an als Forschungsrat bezeichnet) zu bilden.55 Der neu gebildete Forschungsrat 
unter Vorsitz von Peter Adolf Thiessen wurde noch im Gründungsjahr hierar-
chisch über die Akademie gestellt – genauer über die Forschungsgemeinschaft.56 
In den ersten Jahren konnten die hochrangigen Wissenschaftler des Forschungs-
rates, darunter zahlreiche Akademiemitglieder,57 weitgehend autonom die künf-
tigen Entwicklungslinien der Forschung bestimmen. Das änderte sich aber in 
dem Maße sehr schnell, wie die Politik die Wissenschaft als Produktivkraft ent-
deckte und favorisierte. Nun kehrten sich die Verhältnisse endgültig um, es gab 
„zunehmend Tendenzen zu einer ‚Kommandierung‘ ... der Forschung und der 
wissenschaftlich-technischen Arbeit”.58 Spätestens nach der Gründung des Mi-
nisteriums für Wissenschaft und Technik der DDR (MWT) 1967 wandelten sich 
auch die funktionellen Zuständigkeiten grundlegend. Das Ministerium bean-
spruchte die Dominanz bei der Forschungssteuerung zunehmend selbst. Die ur-
sprüngliche Intention, dass der Forschungsrat die Richtlinien vorgeben sollte, 
wurde aufgegeben und der Forschungsrat zum Beratungsgremium des Ministers 
herabgestuft. Über Zwischenstufen kamen damit innerhalb eines Jahrzehnts die 
naturwissenschaftlichen und technischen Forschungseinrichtungen der Akademie 
unter die Oberhoheit des Staates, respektive der Staatspartei. Unabhängig von 
dieser in der letzten Phase politisch dominierten Entwicklung bleibt aber, dass 
die Natur- und Technikwissenschaftler selbst das Akademiemodell als Heimstatt 
für ihre Forschung verwarfen und den Prozess der Abspaltung von der Gelehr-
tengesellschaft einleiteten. 
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3. Forschungsakademie der DDR 
Dass man Ende der 1960er Jahre trotzdem wieder zu einer akademiezentrierten 
Forschungsorganisation zurückkehrte, hatte zwei Hauptgründe. Zum einen woll-
ten einige Wissenschaftler damit ein Refugium für die scheinbar bedrohte 
Grundlagenforschung sichern, denn der Vorsitzende des Forschungsrates, Peter 
Adolf Thiessen, beanspruchte immer nachdrücklicher die Institute der For-
schungsgemeinschaft für den Forschungsrat. So schlug Robert Rompe – Vor-
standsmitglied der Forschungsgemeinschaft und Sekretär der Klasse für Mathe-
matik, Physik und Technik – vor, dass die langfristige Grundlagenforschung bei 
der Akademie verbleibt, während die gezielte Grundlagenforschung über den 
Forschungsrat an die entsprechenden Industriezweige delegiert werden sollte.59 
Zum anderen gab es politische Gründe für diese Entscheidung, die aus dem 
Zwang zur Integration in den Ostblock nach dem Mauerbau resultierten: Im ZK-
Apparat der SED war 1962 zwar die radikalste Meinung, „daß es am zweckmä-
ßigsten wäre, zu der Akademie in der ursprünglichen Form einer Gelehrtenverei-
nigung ... zurückzukehren.” Doch sei dieser Schritt, „der logisch richtig wäre, 
wohl im Augenblick nicht zu realisieren.”60 Die Forschungseinrichtungen könne 
man nicht völlig der Akademie entziehen: „Um den Charakter der Akademie zu 
wahren, der sich in den sozialistischen Ländern herausgebildet hat.”61 Allerdings 
begann nun eine radikale Umgestaltung der Institution. 
 
3.1. Akademiereform 
Die schließlich als Akademiereform bezeichnete Reorganisation der Akademie 
dauerte bis 1971/72. Den Abschluss bildete die Umbenennung in Akademie der 
Wissenschaften der DDR (AdW) im Jahre 1972.62 Die Kernpunkte dieser Aka-
demiereform waren folgende: 
Erstens vollendete die Reform „den schon seit den frühen 50er Jahren laufen-
den Prozeß der Verdrängung von Elementen korporativer Selbstverwaltung der 
Gelehrten” an der Akademie endgültig. An ihre Stelle trat „eine hierarchische 
Pyramide verantwortlicher staatlicher Einzelleiter, die zentralistisch organisiert 
und lückenlos in das durchgehende Gefüge der staatlichen Leitungsbeziehungen 
eingefügt war. Diese staatliche Leitungspyramide wurde zugleich an neuralgi-
schen Punkten mit der parteipolitischen unmittelbar kurzgeschlossen.”63 Die füh-
rende Rolle der Staatspartei ließ sich einerseits über diese Verknüpfung und an-
dererseits über die Besetzung der Führungspositionen in den neuen Strukturen 
durchsetzen. 
Zweitens entstanden aus den 90 Forschungseinrichtungen vor der Reform 27 
sehr große Zentralinstitute und Zentren sowie 16 große und mittlere Institute und 
Arbeitsstellen. Insbesondere in den Zentralinstituten sollten die Vorteile prob-
lemorientierter Großforschung, die zu dieser Zeit weltweit gesehen wurden,64 
 Dresdener Beiträge zur Geschichte der Technikwissenschaften Nr. 30 (2005) 21
genutzt werden: Sie waren mit der Intention gebildet worden, einerseits „die 
Verfügbarkeit der Potentiale für die Leitung zu erhöhen und andererseits den 
Umfang der Potentiale so weit über eine gewisse, in den einzelnen Disziplinen 
unterschiedlich zu veranschlagende kritische Grenze hinaus zu steigern, daß die 
Praxisanforderungen effizient bedient werden konnten, ohne daß die Möglichkei-
ten zu selbstbestimmter, erkenntnisorientierter Grundlagenforschung übermäßig 
reduziert würden.”65 Der „Sündenfall“ dürfte in ihrer verbindlichen Generalisie-
rung gelegen haben. In der Forschungsakademie war damit nicht nur die gesamte 
Formenvielfalt eines ausdifferenzierten Wissenschaftssystems unter einem Dach 
vereinigt, sondern zudem noch in eine institutionelle Einheitsstruktur gepresst 
worden. So wurden Modernisierungsansätze durch eine unflexible Generalisie-
rung und Zentralisierung konterkariert. 
Drittens wurden die Politisierung und Ökonomisierung des akademischen For-
schungspotentials auf eine neue Stufe gehoben. Praxis-, insbesondere industrie-
relevante Resultate – wobei Praxis auch im Sinne gesellschaftlicher Prozesse 
verstanden wurde – standen dabei an erster Stelle. Darin bestand der eigentliche 
Zweck der Reform, während die Straffung der Leitungsmechanismen und die 
Konzentration der Potentiale lediglich Mittel zu diesem Zweck waren.66 For-
schung wurde nur noch finanziert, wenn ein externer gesellschaftlicher Auftrag-
geber existierte. Für die Natur- und Technikwissenschaften waren das in der Re-
gel die Ministerien und die Industrie; für die Geistes- und Sozialwissenschaften 
das Politbüro der SED. Die Forderung nach vollständiger Bindung an solche 
Einrichtungen wurde allerdings bereits 1972 wieder auf die Hälfte der For-
schungsaufgaben beschränkt.67 
In der DDR hat die Ausrichtung auf eine anwendungsorientierte Forschung 
nicht den erhofften Innovationsschub gebracht. Allerdings erwies sich der einge-
schlagene Weg, neben einer zweckfreien Grundlagenforschung vor allem eine 
anwendungsorientierte Grundlagenforschung zu betreiben, für nicht wenige For-
schergruppen in der Zeit nach 1990 als der Schlüssel zum Zugang in das ausdif-
ferenzierte Wissenschaftssystem der Bundesrepublik – insbesondere in jene Säu-
len, die heute unter den Namen Helmholtz, Leibniz und Fraunhofer firmieren. 
Viertens fand die Suche nach der Aufgabenstellung für die Gelehrtengesell-
schaft einen Abschluss. Nach mehr als zwei Jahrzehnten des Experimentierens 
beschränkte sie sich wieder auf ihre angestammte Funktion als Ort der Repräsen-
tation und der Kommunikation. In der Forschungsakademie drifteten Gelehrten-
gesellschaft und Forschungsinstitute noch weiter auseinander. Die traditionellen, 
nach Disziplinengruppen zusammengesetzten Klassen waren ab 1969 zugunsten 
problemgebundener Klassen umstrukturiert und als interdisziplinäre, wissen-
schaftliche Querschnittsprobleme behandelnde Gruppen konstituiert worden. 
Diese innovative Konstellation gab die Akademie aber schon 1973 wieder auf. 
Fortan blieben die Disziplinen, wie schon zuvor, die sicheren Orientierungspunk-
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te. Seit 1973 bestand folgende Klassenstruktur, die sich bis 1989 nur wenig ver-
änderte: 
 
Klasse Mathematik 
Klasse Physik 
Klasse Chemie 
Klasse Biowissenschaften 
Klasse Medizin 
Klasse Werkstoffforschung (seit 1981Werkstoffwissenschaften) 
Klasse Umweltschutz und Umweltgestaltung (1984 aufgelöst) 
Klasse Philosophie, Ökonomie, Geschichte, Staats- und Rechtswissenschaften 
Klasse Literatur, Sprach-, Geschichts- und Kunstwissenschaften 
Klasse Geo- und Kosmoswissenschaften (seit 1981) 
Klasse Informatik, Kybernetik und Automatisierung (seit 1984) 
Klasse Technische Wissenschaften (seit 1989). 
 
Ob Jürgen Kuczynskis vernichtendes Urteil über die Akademiereform das letzte 
Wort sein kann, müssen weitere Untersuchungen zeigen: „Die Reform war der 
untaugliche Versuch, die Wissenschaft an die Kommandostrukturen der Wirt-
schaft zu binden, sie institutionell zu kasernieren. Das schlimmste Ergebnis der 
Reform war, durch die Verballhornung des Leibnizschen Prinzips der Verbin-
dung von Theorie und Praxis, das weitere Umsichgreifen und Ausbreiten der 
Mittelmäßigkeit, die zunehmende Konzentration auf die Lösung von Tagesauf-
gaben und damit das Brachlegen und Verkümmern wissenschaftlicher Kreativi-
tät, vor allem der Grundlagenforschung.”68 
 
3.2. Bilanz am Ende der DDR 
Jedenfalls expandierte die Forschungsakademie in der Folgezeit nochmals be-
trächtlich. Es entstand jenes Riesenunternehmen, das 1990 heftig in die Kritik 
geriet: zentralisiert, sehr hierarchisch, politisch durchdrungen von Regierung und 
Staatspartei der DDR, Gelehrtengesellschaft und Forschungskombinat außeruni-
versitärer Forschung unter einem Dach, Trägerin vieler Funktionen. Im Gegen-
satz zum bundesrepublikanischen System, das sich an die Weimarer Zeit anlehn-
te, aber dezentralisierter und ausdifferenzierter war, verknüpfte die DDR-
Akademie mit zentralistischem Anspruch Funktionen von Notgemeinschaft bzw. 
Deutscher Forschungsgemeinschaft, KWG/MPG, Fraunhofer-Gesellschaft, 
Großforschungszentren und regionalen Wissenschaftsakademien. Teilweise 
nahm sie auch die Aufgaben eines Wissenschaftsrats wahr.69 
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Tabelle 2: Personal der Akademie 1946-1989 
 
 1946 1949 1952 1960 1970 1980 1989 
Wissenschaftler 91 311 499 2 063 3 484 6 350 8 371 
wiss.-techn. Personal 41 621 1 259 5 135 6 140 9 495 11 073 
Sonstiges Personal*   352 2 547 3 504 3 768 4 231 
Gesamt 131 932 2 110 9 745 13 128 19 613 23 675 
* Verwaltung, Wissenschaftsverwaltung, Betriebspersonal, Sozialeinrichtungen 
 
Den Weg der Technikwissenschaften in der Forschungsakademie weiter zu ver-
folgen, muss weiterer Forschung vorbehalten bleiben. Eine Orientierung gibt die 
Wiedergabe der im Jahre 1989 festgestellten Verteilung:70 
 
Tabelle 3: Disziplinäre Aufteilung des Forschungspotentials  
der Akademie der DDR 1989 
 
 Wissenschaftler Kostenanteil
Mathematik/Informatik/Automatisierung/Mechanik 957 12,2% 10,2% 
Physik/physikalische Technologien/Materialforschung 2 034 26,0% 36,2% 
Chemie 1 275 16,3% 13,9% 
Biowissenschaften/Medizin 1 598 20,4% 24,6% 
Geo-/Kosmoswissenschaften 723 9,2% 10,5% 
Geistes-/Sozialwissenschaften 1 246 15,9% 4,6% 
 
Die DDR-Akademie ging mit dem Gesellschaftssystem zugrunde, dem sie ihre 
Existenz als Akademie neuer Art verdankte und dem sie in ihrer Grundstruktur – 
zentralistisch, multifunktional, politiknah – durchaus entsprach. Nahezu un-
bestritten ist heute, dass das Experiment einer zentralen Forschungsakademie aus 
politischen Gründen scheiterte. „Ihre Auflösung oder radikale Veränderung – 
schon in der unmittelbaren Zeit der ‚Wende’ von Wissenschaftlern der AdW 
selbst eingeleitet – war insofern eine Notwendigkeit, so bestreitbar und umstrit-
ten bleibt, ob sie in Form einer schlichten Ersetzung durch das bundesrepublika-
nische Modell erfolgen mußte, ob nicht intelligentere Lösungen möglich gewe-
sen wären und ob nicht die Verluste wissenschaftlicher und lebensgeschichtli-
cher Art durch eine andere Politik geringer gehalten hätten werden können.“71  
Ein abschließendes Urteil über die Leistungsfähigkeit einer Akademie für die 
Organisation der staatlich geförderten Forschung kann allerdings nach wie vor 
nicht getroffen werden. Zwar haben die Natur- und Technikwissenschaftler das 
klassische Akademiemodell schon sehr früh für ungeeignet erklärt, danach wirk-
ten sie aber an vorderer Position am neuen Modell der Forschungsakademie mit. 
Zu keiner Zeit stellten zudem die Technikwissenschaftler ihre Mitgliedschaft in 
der Gelehrtengesellschaft in Frage. 
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Um über Akademien als Zentren von Forschung urteilen zu können, hilft auch 
nicht der Blick auf die Organisation der außeruniversitären, staatlich geförderten 
Forschung in anderen Ländern. Wie der internationale Vergleich ergibt, besitzen 
die Wissenschaftsakademien in Europa – und auch außerhalb des ehemals sowje-
tisch bestimmten Bereichs – je nach Land sehr verschiedene Funktionen und un-
terschiedliches Gewicht. Es gibt nicht den Normalweg der europäischen Akade-
miegeschichte. Zum einen existieren noch heute mächtige Zentralakademien, 
unter deren Dach sehr unterschiedliche Institute oder Zentralinstitute – auch 
technische – angesiedelt wurden. Dieses zentralistische Modell hat der Sowjet-
union bedeutende Erfolge in der Kosmosforschung gebracht; auf vielen anderen 
Gebieten konnte man aber trotz großer Anstrengungen den internationalen For-
schungsstand nicht mitbestimmen. 
Was für die Sowjetunion nach 1920 und die osteuropäischen Länder nach dem 
Zweiten Weltkrieg sinnvoll gewesen sein mag und auch andernorts im Ansatz 
besteht (z. B. Schweden, Belgien und Österreich), erwies sich in der Wissen-
schaftsstruktur Deutschlands aber letztlich als importierter Fremdkörper. Funkti-
onale Differenzierung der wissenschaftlichen bzw. wissenschaftsorganisatori-
schen Institutionen und Dezentralisierung der wissenschaftlichen Forschung sind 
ausgesprochen kennzeichnend für das bundesrepublikanische Wissenschaftssys-
tem; dies entspricht auch älteren deutschen Traditionen und markiert graduelle 
Unterschiede zu anderen europäischen Ländern. Letztlich liegt darin eine Stärke 
des deutschen Wissenschaftssystems mit seiner starken Selbstverwaltungstraditi-
on, wenngleich man sich bisweilen effektivere Koordinierungsmechanismen 
wünscht und Veränderungen auf dem Weg sind.72 
Trotzdem hat die Geschichte vor allem der DAW gezeigt: Es gibt Platz für 
Entwürfe und Reformen und unter günstigeren gesellschaftlichen Bedingungen 
könnten Akademien vielleicht am ehesten neben ihrer unbestrittenen Funktion 
als Prestige gebende Gelehrtengesellschaften zu einer wirklichen Heimstatt geis-
tes- und sozialwissenschaftlicher Forschung werden und auch die Interessen die-
ser Fächer besser bündeln – ob mit oder ohne Nationalakademie. Genau da wur-
de die Lücke in der Forschungsorganisation nach der deutschen Wiedervereini-
gung zunächst auch gesehen. Aus historischen Gründen gibt es in Deutschland 
keine Nationalakademie; die Gründungen einzelner deutscher Fürsten und Län-
der gingen eigene Wege. Nachdem die KWG/MPG und die Deutsche For-
schungsgemeinschaft auch Aufgaben einer Nationalakademie erfüllen, bleibt 
wenig Platz und kaum Notwendigkeit für eine solche Einrichtung, zumal die 
meisten Akademien sie auch nicht wollen. Am ehesten hatte man eben noch ein 
Zusammengehen der Akademien auf dem Gebiet der Geisteswissenschaften zur 
Stärkung der schwachen Position im Forschungswettbewerb erwartet. Aber es 
kam ganz anders. Nicht sie, sondern die Technikwissenschaftler ergriffen die 
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Initiative. Sie hatten gemerkt, dass Ansehen, Wirkung und Ausbau ihrer Fächer 
durchaus mit Hilfe einer gemeinsamen Akademie befördert werden können. 
 
4. Nationale Akademie der Technikwissenschaften? 
Im Februar 2002 wurde „acatech – Konvent für Technikwissenschaften der Uni-
on der deutschen Akademien der Wissenschaften“ gegründet. Im Oktober 2004 
kündigte dessen Präsident Joachim Milberg, Professor für Werkzeugmaschinen-
bau und Betriebswirtschaft an der TU München und langjähriger Vorsitzender 
des Vorstandes von BMW, im Beisein des Bundeskanzlers an, dass man die „of-
fizielle Akademie der Technikwissenschaften in Deutschland“ werden wolle.73 
Man wird nun abwarten müssen, ob dieser bemerkenswerte Vorstoß Erfolg ha-
ben wird. Aber schon die Gründung von acatech war zweifellos ein beachtlicher 
Erfolg. Erstmals wurden damit die technikwissenschaftlichen Aktivitäten der 
sieben – bisher weitgehend regional aufgestellten – deutschen Wissenschafts-
akademien unter einem nationalen Dach vereint. Acatech hat gegenwärtig rund 
200 Mitglieder aus den Akademien, den Universitäten, Forschungseinrichtungen 
und Unternehmen. Ein Vorstand führt die Geschäfte und ein Beirat unter Vorsitz 
des ehemaligen Bundespräsidenten Roman Herzog begleitet die inhaltliche Aus-
richtung. Acatech möchte „den Dialog über technische Innovationen und deren 
Bedeutung für ein nachhaltiges, qualitatives Wachstum forcieren und das Ge-
spräch zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sowie mit Politik und Gesellschaft 
intensivieren“. Ausdrücklich will man die „engere Verknüpfung von Grundla-
gen- und Anwendungsforschung fördern“. Vier Schwerpunkte der Arbeit werden 
genannt: Fachübergreifende Forschung, Internationale Kooperation, Nachwuchs-
förderung und Wissenstransfer Technologie.74  
Das erinnert an das Konzept der modernen Akademie der Wissenschaften zu 
Berlin (ABW), die 1987 im damaligen Westteil der Stadt gegründet wurde und 
nur bis 1990 bestand.75 Ausdrücklich wollte man sich auch dort den drängenden 
Fragen der Gegenwart stellen und ihre wissenschaftliche Bearbeitung vorantrei-
ben, auch mit dem Ziel der Beratung von Gesellschaft und Politik. Sie war in 
sich interdisziplinär organisiert, sie entwickelte neue, zukunftsweisende Arbeits-
formen. Die neue Akademie war zwar innovativ, produktiv und lebendig, aber 
ohne das Prestige, ohne die Traditionslast und ohne den Schutz etablierter Aka-
demien. Sie hatte vor allem keine Chance, sich zu bewähren. 
Die Gegnerschaft großer Teile des etablierten und routinierten Wissenschafts-
betriebes innerhalb und außerhalb Berlins verhinderte jede Unterstützung, als 
nach Neuwahlen 1989 im West-Berliner Abgeordnetenhaus beschlossen wurde, 
die AWB aufzulösen. Die 1993 eingerichtete Berlin-Brandenburgische Akade-
mie der Wissenschaften (BBAW) nahm zwar wichtige Strukturelemente und die 
meisten Mitglieder der AWB in sich auf, doch setzte sie die AWB weder struktu-
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rell noch personell einfach fort, wie sie umgekehrt auch keine Fortsetzung der 
AdW darstellte.76 Die ABW überlebte die besondere historische Konstellation 
ihrer Entstehung ebenso wenig wie die AdW die ihrige. 
Heute sind die Chancen für die Neugründung einer nationalen Akademie der 
Technikwissenschaften wesentlich besser. Einerseits stehen die traditionellen 
Akademien der Wissenschaften spätestens seit 2001 heftig in der Kritik und sind 
zur Erneuerung ermahnt worden, andererseits kommen die Initiatoren für eine 
Technikakademie zum Großteil aus den sieben deutschen Akademien selbst. Ge-
rade die Technikwissenschaften, die am Anfang des 20. Jahrhunderts als nicht 
akademiewürdig galten, später jedoch in DAW und AdW deutliche Veränderun-
gen bewirkten, könnten den deutschen Wissenschaftsakademien ein Tor in die 
Zukunft öffnen. 
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